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Brüssel, den 10. September 2026

Einheitlicher Abwicklungsausschuss
Treurenberg 22

1049 Brüssel, 
Belgien
Tel.: +32 2 490 30 00
E-Mail: srb-info@srb.europa.eu

An die Institute, die im Beitragszeitraum 2027 der Beitragspflicht unterliegen




Informationen über den Beitragszeitraum 2027 und den voraussichtlichen Zeitplan


Sehr geehrte Damen und Herren,

der Einheitliche Abwicklungsausschuss („SRB“) möchte Sie über die Einleitung der Datenerhebung 2027 unterrichten und Sie zugleich über die Meilensteine und den Zeitplan für den Beitragszeitraum 2027 informieren. Der SRB möchte Ihnen zudem die Maßnahmen erläutern, die Ihr Institut im Beitragszeitraum 2027 zu ergreifen hat.

Meldung von Daten

Gemäß Artikel 14 Absätze 1, 3 und 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63[footnoteRef:2] der Kommission („Delegierte Verordnung (EU) 2015/63“) müssen Institute ihre Daten mindestens einmal jährlich an den SRB melden, auf deren Grundlage die Beiträge zum einheitlichen Abwicklungsfonds („SRF“) grundsätzlich berechnet werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erhebung vorliegen. Die Liste der in den Anwendungsbereich von Artikel 2 der Verordnung Nr. 806/2014[footnoteRef:3] („SRM-Verordnung“) fallenden Institute wird dem SRB von den nationalen Abwicklungsbehörden übermittelt und von den zuständigen nationalen Behörden geprüft sowie mit der Europäischen Zentralbank („EZB“) erörtert. [2: 	Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44).]  [3:  	Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 vom 30.7.2014, S. 1).] 


Die Institute sind verpflichtet, ihre Daten auf dem Meldebogen in den vom SRB festgelegten und auf dem Meldebogen vorgegebenen einheitlichen Datenformaten und Darstellungsformen zu übermitteln. Mit diesem Schreiben wird Ihr Institut dazu aufgefordert.

Da der SRB den Meldebogen jedes Jahr überarbeitet und aktualisiert, werden die Institute darauf hingewiesen, dass sie gesetzlich verpflichtet sind, die für den Beitragszeitraum 2027 erforderlichen Daten unter Verwendung des Meldebogens für den Beitragszeitraum 2027 zu übermitteln.

Der Meldebogen 2027 wird Ihnen von Ihrer nationalen Abwicklungsbehörde zur Verfügung gestellt. Für die zur Bestimmung der Beiträge für 2027 erforderlichen Daten ist das zulässige Meldeformat ausschließlich XBRL. Änderungen für die Jahre 2016 bis 2022 (einschließlich) können sowohl im Excel- als auch im XBRL-Format übermittelt werden, während Änderungen für das Jahr 2023 nur im XBRL-Format bereitgestellt werden können.



Am 3. November 2026 wird die Online-Plattform für die Einreichung der ausgefüllten Meldebögen („eReg“) freigeschaltet. Wie und wann Sie den Meldebogen an Ihre nationale Abwicklungsbehörde übermitteln, entnehmen Sie bitte deren Anweisungen.

Institute, die eine Vorabprüfung ihrer Daten durch den SRB (über dessen automatischen Datenprüfmechanismus[footnoteRef:4]) wünschen, sollten ihren Meldebogen zeitnah und unter Beachtung der Anweisungen an ihre nationale Abwicklungsbehörde übermitteln. Eine Datenüberprüfung durch den SRB kann für Institute nützlich sein, um Daten erforderlichenfalls zu berichtigen und/oder zu ergänzen. So kann vermieden werden, dass sich der SRB zur Verwendung von Schätzungen gezwungen sieht[footnoteRef:5]. [4:  	Bei der Datenüberprüfung wird für eine Reihe von Feldern im Meldebogen festgestellt, ob Abweichungen von anderen Datenquellen (z. B. aufsichtlichen Meldebögen oder den im Vorjahreszyklus gemeldeten Werten) vorliegen. Wenn bei der Datenüberprüfung keine Unstimmigkeiten festgestellt werden, bedeutet dies allerdings nicht, dass die Daten vollständig sind oder vom SRB angenommen oder validiert werden.]  [5:  	Artikel 17 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission.] 


In Übereinstimmung mit Artikel 14 Absatz 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 müssen die Institute ihren Meldebogen (über die nationale Abwicklungsbehörde) bis spätestens 1. February 2027 (Montag) vorlegen, da der 31. Januar 2027 kein Werktag ist.

Bei Fragen Ihres Instituts zum Meldebogen wenden Sie sich bitte an Ihre nationale Abwicklungsbehörde, die als erste Anlaufstelle für Auskünfte fungiert.[footnoteRef:6] [6:  	Im Einklang mit dem SRM-Rahmen für die Zusammenarbeit bieten die nationalen Abwicklungsbehörden dem SRB operative Unterstützung im Zusammenhang mit dem Verfahren für Beiträge zum SRF. In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof in seinem Urteil in der Rechtssache C-414/18, Rn. 47, klargestellt, dass ausschließlich der SRB die endgültige Entscheidungsbefugnis innehat und dass die Feststellungen der nationalen Abwicklungsbehörde zur Situation eines Instituts zu einem bestimmten Zeitpunkt des Verfahrens für den SRB nicht bindend sein können.] 


Änderungen

Werden die den Abwicklungsbehörden übermittelten Informationen bzw. Daten aktualisiert oder korrigiert, sind die Aktualisierungen bzw. Korrekturen den Abwicklungsbehörden nach Artikel 14 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 unverzüglich von den Instituten zu übermitteln. Bedürfen die von den Instituten vorgelegten Informationen einer Änderung oder Überarbeitung, passt die nationale Abwicklungsbehörde den jährlichen Beitrag entsprechend den aktualisierten Informationen an.

Wenn die Daten Ihres Instituts für einen der vorangegangenen Ex-ante-Beitragszyklen (2016–2023) Aktualisierungen, Korrekturen oder Überarbeitungen bedürfen, sollte Ihr Institut den entsprechenden Meldebogen bzw. die entsprechenden Meldebögen im Rahmen des eigens für diesen Zweck vorgesehenen Verfahrens ändern.

Sofern dies noch nicht durch Ihr Institut erfolgt ist, bitten wir Sie, Ihrer nationalen Abwicklungsbehörde die im Meldebogen berichtigten bzw. aktualisierten Daten für den Beitragszeitraum, für den Ihr Institut Daten ändern möchte, zu übermitteln. Wenn Ihr Institut etwa die Daten für das Jahr 2023 berichtigen/aktualisieren möchte, verwenden Sie bitte den Meldebogen 2023. Die nationale Abwicklungsbehörde wird den geänderten Meldebogen an den SRB weiterleiten. Der SRB wird die geänderten Daten gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 bewerten und sich gegebenenfalls erneut an Ihr Institut wenden, um es um genauere Angaben zu ersuchen.

Geänderte Meldebögen mit angepassten Daten können von den Instituten ganzjährig an die nationale Abwicklungsbehörde übermittelt werden. Geänderte Meldebögen, die angepasste Daten enthalten, müssen bis zum 15. Januar 2027[footnoteRef:7] (von den nationalen Abwicklungsbehörden) in eReg hochgeladen werden, wenn sie vom SRB im Beitragszeitraum 2027 verarbeitet werden sollen[footnoteRef:8]. [7: 	 Der SRB weist darauf hin, dass geänderte Meldebögen, die am oder nach dem 15. Januar 2027 hochgeladen werden, im Beitragszeitraum 2027 nicht bearbeitet werden.]  [8:  	Alle geänderten Meldebögen, die nach dem 15. Januar 2027 an die nationalen Abwicklungsbehörden übermittelt werden, von diesen jedoch nicht an den SRB weitergeleitet werden (weil z. B. die Erstüberprüfung mit Ihrem Institut durch die nationale Abwicklungsbehörde noch aussteht), werden, falls sie akzeptiert werden, in einem späteren Betragszeitraum berücksichtigt.] 


Datenüberprüfungen[footnoteRef:9] [9: 	Die Berechnung der Beiträge auf der Grundlage der Daten, die im Rahmen der Datenüberprüfung nicht beanstandet wurden, sollte nicht als Bestätigung dafür betrachtet werden, dass die Daten im Wesentlichen korrekt sind.] 


Anfang Februar 2027 wird der SRB eine Überprüfung der Daten vornehmen, die von den Instituten in ihren Meldebogen für 2027 übermittelt wurden.[footnoteRef:10] Diese Überprüfungen erfolgen gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den nationalen Abwicklungsbehörden und den zuständigen nationalen Behörden. Sollten zusätzliche Klarstellungen erforderlich sein, wird sich der SRB mit den jeweiligen nationalen Abwicklungsbehörden in Verbindung setzen. Die betreffenden Institute werden informiert und erhalten die Möglichkeit, über die zuständige nationale Abwicklungsbehörde auf etwaige Klärungsersuchen zu antworten. [10: 	Der SRB weist darauf hin, dass diese Überprüfung nicht als Prüfung nach einem Prüfungsstandard in Bezug auf die von Ihrem Institut bereitgestellten Informationen verstanden werden darf.] 


Überprüfung der Zielausstattung

Gemäß Artikel 69 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 („SRM-Verordnung“) in Verbindung mit ihrem Artikel 69 Absatz 1 müssen nach Ablauf der Aufbauphase Beiträge zum SRF erhoben werden, wenn die verfügbaren Mittel des Fonds weniger als 1 % der gedeckten Einlagen aller in allen an der Bankenunion („BU“) teilnehmenden Mitgliedstaaten zugelassenen Kreditinstitute[footnoteRef:11] erreichen. [11:  	Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1) bezeichnet der Ausdruck „Kreditinstitut“ ein Unternehmen, dessen Tätigkeit darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren.] 


Der SRB wird im ersten Quartal des Jahres 2027 erneut überprüfen, ob die verfügbaren Finanzmittel im SRF mindestens 1 % der in der Bankenunion gehaltenen gedeckten Einlagen entsprechen. Sofern keine Änderung der Umstände eintritt, wird der SRB auf der Grundlage der Höhe der verfügbaren Finanzmittel im SRF im Vergleich zum Zielniveau beurteilen, ob im Beitragszeitraum 2027 Beiträge zum SRF zu berechnen und zu erheben sind. Der SRB wird die Überprüfungsergebnisse auf seiner Website veröffentlichen, und die Institute werden aufgefordert, diese Website im Zeitraum von Februar bis März 2027 regelmäßig zu konsultieren. Im Falle einer möglichen Einziehung wird der SRB eine gesonderte Entscheidung treffen und die Institute entsprechend informieren.

Anforderungen bezüglich einer zusätzlichen Zusicherung

Alle beitragenden Institute, die Teil einer Gruppe sind, die unter die direkte Aufsicht der EZB fällt, müssen den nationalen Abwicklungsbehörden eine zusätzliche Zusicherung in Bezug auf die Daten erteilen, es sei denn, die Gruppe leistet Pauschalzahlungen[footnoteRef:12] und hat keinen alternativen Beitrag beantragt[footnoteRef:13]. Die Institute müssen diese zusätzliche Zusicherung auf der Grundlage einer Reihe spezifischer Verfahren erteilen[footnoteRef:14]. Die oben genannte Anforderung erstreckt sich auch auf die Änderungen, die sich auf Datenpunkte beziehen, für die eine zusätzliche Zusicherung erforderlich ist (einschließlich Änderungen, die sich aus zusätzlichen Datenüberprüfungen ergeben). [12:  	Gemäß Artikel 10 Absätze 1 bis 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission.]  [13:  	Gemäß Artikel 10 Absatz 7 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 Kommission.]  [14: 	 Die Liste der Verfahren wurde vom SRB festgelegt und den nationalen Abwicklungsbehörden übermittelt. Diese Verfahren beziehen sich auf gedeckte Einlagen, Anpassungen in Bezug auf Derivate, auf Abzüge in Bezug auf gruppeninterne Verbindlichkeiten, institutsbezogene Sicherungssysteme und Förderdarlehen sowie auf Eigenmittel (nur im Fall einer Ausnahme).] 


Um die operative und finanzielle Belastung der Institute zu begrenzen und gleichzeitig das Ziel der zusätzlichen Zusicherung zu wahren, hängt für die Daten für den Beitragszeitraum 2027 die wirksame Anwendung der Anforderungen an die zusätzliche Zusicherung auf den Meldebogen 2027 davon ab, dass der SRB eine Entscheidung über die (auf der Grundlage der Angaben in den Meldebögen 2027 vorgenommene) Berechnung und Erhebung der Beiträge zum SRF trifft. Daher sind die Institute verpflichtet, die Vorlage der von einem Prüfer bescheinigten Bestätigung auf der Grundlage von vereinbarten Prüfungshandlungen erst dann vorzubereiten, wenn die nationale Abwicklungsbehörde mitteilt, dass diese Bedingung erfüllt ist.

Die bedingte Anwendung bezieht sich nur auf die Daten des Jahres 2027 und gilt nicht für Meldebögen, die im Zusammenhang mit etwaigen Änderungen von Daten für die Beitragszeiträume 2016-2023, die im Jahr 2027 eingereicht und verarbeitet werden können, einzureichen sind. Die Institute übermitteln in Übereinstimmung mit den Anweisungen der nationalen Abwicklungsbehörden für geänderte Meldeformulare bis zum 15. Januar 2027 entweder die vereinbarten Prüfungshandlungen oder die Bescheinigung („Sign-off“) durch die Geschäftsführung des Instituts, wie vom SRB festgelegt. Die erforderlichen Dokumente zur zusätzlichen Zusicherung werden von der nationalen Abwicklungsbehörde bereitgestellt.

Dialog mit der Branche

Ende Februar 2027 wird der SRB das jährliche Treffen mit den Bankenverbänden einberufen, um i) die Branche über den Beitragszeitraum 2027, insbesondere über den Prozess der Überprüfung der Zielausstattung, zu informieren sowie um ii) Informationen über die 2026 beobachtete Entwicklung der gedeckten Einlagen in der Bankenunion auszutauschen. Die Teilnehmer erhalten Gelegenheit, Fragen zu stellen und etwaige Fragen hinsichtlich des Beitragszeitraums 2027 zu klären.

Verwaltungsrechtliche Sanktionen

Der SRB möchte die Institute darauf hinweisen, dass er gemäß Artikel 18 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 gegen Personen oder Unternehmen, die für Verstöße gegen Bestimmungen der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 verantwortlich sind, verwaltungsrechtliche Sanktionen und andere Verwaltungsmaßnahmen gemäß Artikel 110 der Richtlinie 2014/59/EU[footnoteRef:15] verhängen kann. [15:  	Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190-348).] 


Wir danken Ihrem Institut für die gute Zusammenarbeit im oben genannten Verfahren. Weitere Hinweise sowie allgemeine Informationen über den SRF und im Voraus erhobene Beiträge finden Sie auf der Website des SRB (http://srb.europa.eu/).


Mit freundlichen Grüßen
[elektronisch unterzeichnet]



Miguel Carcaño Saenz De Cenzano
Stellvertretender Vorsitzender
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